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Die gesamte Schweiz benötigt für ihre Gesundheitsversorgung gut ausgebildete Ärztinnen 
und Ärzte. Die Kosten der universitären Ausbildung und der Weiterbildung zum Facharzttitel 
werden aber in erster Linie durch die Zentrumskantone getragen. Um dies bei der ärztlichen 
Weiterbildung zu ändern, hat die Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und 
-direktoren (GDK) im November 2014 die Weiterbildungsfinanzierungvereinbarung 
verabschiedet. Diese legt eine gerechte Verteilung der Weiterbildungskosten auf alle 
Kantone fest. Die Region Basel (BS/BL) würde dabei mit jährlich 6 Mio. Franken entlastet 
(BS -7,2 Mio., BL +1.2 Mio. Franken). Die Vereinbarung tritt aber erst in Kraft, wenn ihr 
mindestens 18 Kantone beigetreten sind. Gemäss Tabelle der GDK wurde sie aber erst von 
13 Kantonen ratifiziert, darunter der Kanton Basel-Stadt, nicht aber der Kanton Basel-
Landschaft. 

Aufgrund der Nicht-Ratifikation entgehen dem Kanton BS jährlich 7.2 Mio. Franken.  

Dazu stelle ich dem Regierungsrat folgende Fragen: 

1. Der Grosse Rat BS hat dem Beitritt zur Vereinbarung im Juni 2015 zugestimmt 
(15.0370). Weshalb hat der Regierungsrat Basel-Landschaft bis heute dem Landrat 
nicht beantragt, der Vereinbarung beizutreten? 

2. Was hat das Gesundheitsdepartement bis heute dafür unternommen, dass der Kanton-
Basel-Landschaft und weitere Kantone der Vereinbarung bald beitreten? 

3. Durch die Nicht-Ratifikation entgehen der Region Basel jedes Jahr 6 Mio. Franken. 
Kann in einer Partnerschaft nicht erwartet werden, dass der Partner rasch einer 
Vereinbarung beitritt, wenn die jährliche Netto-Einsparung der beiden Partner 6 Mio. 
Franken beträgt? 

4. Ist der Regierungsrat auch der Meinung, dass eine Verabschiedung des Staatsvertrags 
Spitalgruppe zwingend voraussetzt, dass der Kanton Basel-Landschaft gleichzeitig der 
Weiterbildungsfinanzierungvereinbarung beitritt? 
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